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11, 12. 75 


Änderungsantrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


zur zweiten Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und Familienrechts (1. EheRG) 

- Drudesachen 7/650, 7/4361 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. a) In Artikel 1 wird nach Nummer 10 folgende Nummer 10 a 
eingefügt: 

,10 a. § 1414 Satz 2 wird durch folgende Sätze 2 bis 4 
ersetzt: 

„Das gleiche gilt, wenn der Ausgleich des Zuge- 
winns oder der Versorgungsausgleich ausge- 
schlossen oder die Gütergemeinschaft aufgehoben 
wird. Der Versorgungsausgleich ist nur dann aus- 
geschlossen, wenn dies im Ehevertrag ausdrück- 
lich vereinbart ist. Der Ausschluß des Versor- 
gungsausgleichs in einem Ehevertrag ist unwirk- 
sam, wenn innerhalb eines Jahres nach Vertrags- 
schluß ein Antrag auf Scheidung der Ehe gestellt 
wird.“' 

b) in Artikel 1 Nummer 14 wird an § 1587 Abs. 1 BGB 
folgender Satz 3 angefügt: 

„Ein Anwartschaftsrecht, das nach den Bestimmungen 
über die Zugewinngemeinschaft mit seinem Wert Gegen- 
stand der güterrechtlichen Auseinandersetzung der Ehe- 
gatten sein kann, bleibt ohne Rücksicht auf den Güter- 
stand der Ehegatten außer Betracht.“ 

c) In Artikel 1 Nummer 14 wird in § 1587 der Absatz 3 
gestrichen. 

d) In Artikel 1 Nummer 14 werden in § 1587 b Ab. 1 die 
Worte „auf diesen“ durch die Worte „diesem auf Antrag 
eines Ehegatten“ ersetzt. 

e) In Artikel 1 Nummer 14 werden in § 1587 b Abs. 2 Satz 1 
nach den Worten „Familiengericht für diesen" die Worte 
„auf Antrag eines Ehegatten“ eingefügt. 

f) In Artikel 1 Nummer 14 wird in § 1587 b Abs. 3 Satz 1 
der erste Halbsatz wie folgt gefaßt: 
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„Soweit ein Ausgleich nicht nach Absatz 1 oder 2 vor- 
zunehmen ist, kann der ausgieichsberechtigte Ehegatte 
verlangen, daß der ausgleichspflichtige Ehegatte für ihn 
als Beiträge zur Begründung von Anwartschaften auf 
eine bestimmte Rente in einer gesetzlichen Rentenver- 
sicherung den Betrag zahlt, der erforderlich ist, um den 
Wertunterschied auszugleichen 

g) In Artikel 1 Nummer 14 wird in § 1587 f nach der Num- 
mer 4 folgende Nummer 5 eingefügt: 

„5. die Ehegatten mit Genehmigung des Familienrich- 
ters den schuldrechtlichen Versorgungsausgieich 
vereinbart haben oder der Familienrichter eine 
Regelung in der Form des schuidrechtlichen Ver- 
sorgungsausgieichs getroffen hat (§ 1587 b Abs. 3 a, 
§ 1587 Abs. 1,3),\ 

h) In Artikel 1 Nummer 14 werden in § 1587 o die Ab- 
sätze 1 bis 3 wie folgt gefaßt: 

„(1) über den Versorgungsausgleich können die Ehe- 
gatten im Zusammenhang mit der Scheidung ihrer Ehe 
eine Vereinbarung schließen. 

(2) Eine Vereinbarung der Ehegatten, die auf die Über- 
tragung oder Begründung von Rentenanwartschaften in 
einer gesetzlichen Rentenversicherung (§ 1587b Abs. 1, 2) 
gerichtet ist, muß zur Niederschrift des Familienrichters 
erklärt werden. Der Familienrichter soll sie seiner Ent- 
scheidung nur dann nicht zugrunde legen, wenn unter 
Einbeziehung der Unterhaltsregelung und der Vermö- 
genauseinandersetzung offensichtlich die vereinbarte 
Leistung nicht zur Sicherung des Berechtigten für den 
Fall der Erwerbsunfähigkeit und des Alters geeignet ist 
oder zu keinem nach Art und Höhe angemessenen Aus- 
gleich unter den Ehegatten führt oder wenn zu besorgen 
ist, daß die beteiligten Träger der gesetzlichen Renten- 
versicherung oder der Versorgungslast höhere Leistun- 
gen als nach den Vorschriften der §§ 1587 a bis 1587 c 
zu erbringen haben. 

(3) In den übrigen Fällen muß die Vereinbarung nota- 
riell beurkundet werden; § 127 a ist etsprechend anzu- 
wenden. Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung des 
Familienrichters. Die Genehmigung soll nur verweigert 
werden, wenn unter Einbeziehung der Unterhaltsrege- 
lung und der Vermögensauseinandersetzung offensicht- 
lich die vereinbarte Leistung nicht zur Sicherung des 
Berechtigten für den Fall der Erwerbsunfähigkeit und 
des Alters geeignet ist oder zu keinem nach Art und 
Höhe angemessenen Ausgleich unter den Ehegatten 
führt.'' 

i) In Artikel 6 Nummer 19 werden in § 623 Abs, 3 die 
Worte „und für die Durchführung des Versorgungsaus- 
gieichs in den Fällen des § 1587 b des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs" gestrichen. 
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j) In Artikel 6 Nummer 19 werden in § 630 Abs. 1 Num- 
mer 3 nach den Worten „gesetzliche Unterhaltspflicht" 
die Worte über den Versorgungsausgleich" einge- 
fügt. 

k) In Artikel 7 Nummer 3 a wird § 53 c FGG wie folgt 
gefaßt: 

„§ 53 c 

Die Verweigerung der Genehmigung einer Vereinba- 
rung der Ehegatten über den Versorgungsausgleich nach 
§ 1587 o Abs. 1, 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht 
selbständig anfechtbar." 

l) In Artikel 7 Nummer 3 a werden in § 53 d Abs. 2 Satz 1 
nach dem Klammerzusatz die Worte „auf Antrag" ein- 
gefügt. 

2. In Artikel 1 Nummer 14 ist in § 1587 b Abs. 3 a folgender 
Satz 2 anzufügen; 

„Das Familiengericht soll den Ausgleich auf Antrag einer 
Partei auch dann in anderer Weise regeln, wenn für den 
ausgleichsberechtigten Ehegatten eine Versorgung von der 
Art der Versorgung des ausgleichspflichtigen Ehegatten be- 
gründet werden kann." 

3. In Artikel 1 Nummer 14 wird in § 1587 a Abs. 2 a Nr. 2 der 
Punkt am Ende durch die Worte „mit Zustimmung des Bun- 
desrats." ersetzt. 

4. In Artikel 1 Nummer 14 wird in § 1587 c die Nummer 1 wie 
folgt gefaßt: 

„1. soweit die Inanspruchnahme des Verpflichteten unter 
Berücksichtigung der beiderseitigen persönlichen Ver- 
hältnisse, insbesondere des beiderseitigen Vermögens- 
erwerbs während der Ehe oder im Zusammenhang mit 
der Scheidung, grob unbillig wäre;". 

5. In Artikel 1 Nummer 14 wird an § 1587 e Abs. 4 folgender 
Absatz 3 angefügt: 

„§ 1587 d ist mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, 
daß bei der Prüfung der Billigkeit auch die Verhältnisse 
des Berechtigten zu berücksichtigen sind." 

6. a) In Artikel 4 Nummer 1 Buchstabe d, § 1304 RVO, in 

Artikel 4 Nummer 2 Buchstabe c, § 83 AVG und in 
Artikel 4 Nummer 3 Buchstabe c, § 96 RGK, wird jeweils 
folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Der Versicherungsträger hat dem Rechtsanwalt 
eines Versicherten auf Anfrage die Werte mitzu- 
teilen, die sich ergeben, wenn als Ende der Ehezeit die 
Zeit der Auskunftserteilung angenommen wird." 

b) In Artikel 4 Buchstabe d, § 1304 b Abs. 1 RVO und in 
Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe c, § 83 AVG, wird jeweils 
folgender Satz 2 a eingefügt: 
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„Der Versicherungsträger hat den Beteiligten auf An- 
frage die ermittelten Werteinheiten und die hierfür zu 
entrichtenden Beiträge mitzuteilen." 

Bonn, den 11. Dezember 1975 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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